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Beschlussvorlage Kreistag 
 
 
Dezernat:  Datum: 09.01.2014 
Amt:  0.11 Stabstelle Personal   

 
Beratungsfolge Termin Behandlung 

Kreisausschuss  des Kreistages 
des Altmarkkreises Salzwedel 

10.02.2014 Vorberatung 

Kreistag Altmarkkreis 
Salzwedel 

24.02.2014 Entscheidung 

 
Die nachstehend näher bezeichnete Angelegenheit ist nach Vorberatung durch den 
Kreisausschuss dem Kreistag vorzulegen. 
 
 
         ___________________ 
Salzwedel, den 28.01.14      Ziche   

     Landrat 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
 
Entlassung des Obermedizinalrates Herrn Peter Wiesner aus dem Beamtenverhältnis zum 
28.02.2014. 
 
 
 
 
Gesetzliche Grundlagen 
 
§§ 6 Abs. 1, 8 und 9 Abs. 1 der Hauptsatzung des Landkreises Altmarkkreis Salzwedel 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Kreistag beschließt: 
 
Im Einvernehmen mit dem Landrat wird Obermedizinalrat Herr Peter Wiesner zum 
28.02.2014 aus dem Beamtenverhältnis entlassen. 
 
 
 

Vorlagen-Nr.: 711/2014 
 



 
Begründung 
 
Es ist beabsichtigt, die Entlassung des Obermedizinalrates Herrn Peter Wiesner entsprechend 
§ 23 Abs. 1 Nr. 4 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) i.V.m. § 34 Abs. 2 Beamtengesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (LGB LSA) zum 28.02.2014 infolge eines entsprechenden Antrages 
des Beamten auszusprechen. 
 
Herr Peter Wiesner hat unter dem 25.11.2013 seine Entlassung zum frühestmöglichen Termin 
in schriftlicher Form gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 4 BeamtStG verlangt. Damit ist die Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis grundsätzlich durch einen entsprechenden Verwaltungsakt zum 
gewünschten Termin zu veranlassen.  
 
Die Entlassung kann, bis der Beamte seine Amtsgeschäfte ordnungsgemäß erledigt hat, 
längstens bis zu drei Monaten, gemäß § 34 Abs. 2 Satz 3 LGB LSA hinausgeschoben werden. 
Hiervon wurde Gebrauch gemacht. Mit Schreiben vom 27.11.2013 wurde Herrn Peter 
Wiesner bekannt gegeben, dass seinem Antrag auf Entlassung aus dem Beamtenverhältnis 
zum 28.02.2014 entsprochen wird vor dem Hintergrund, dass eine ordnungsgemäße Übergabe 
der Amtsgeschäfte ermöglicht wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


